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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten 


— 00 


Nr. 9. EIA 


(Nr. 2167.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. April 1841. betreffend die Bewilligung der 
Stempelfreiheit für die Geſuche und Verhandlungen wegen Befreiung von 
den Landwehrübungen. 


Ji mit der in dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 3. d. M. vor⸗ 
getragenen Anſicht einverſtanden, und will daher die Stempelfreiheit, welche im 
Geſetze vom 7. März 1822. $. 3. litt. e. allen Verhandlungen und Zeugniffen 
wegen Eintritts in den Kriegsdienſt zugeſichert iſt, auch den Geſuchen und Ver⸗ 
handlungen wegen Befreiung von den Landwehruͤbungen bewilligen. Das Staats- 
Miniſterium hat hiernach das Erforderliche anzuordnen und die Beſcheidung des 
— zu Berlin auf die beifolgende Eingabe vom 2. Dezember 1839. zu 
ranlaſſen. 


Berlin, den 24. April 1841. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1841. (Nr. 2107-21680 14 (Ir. 2168.) 


(Ausgegeben zu Berlin am 21 Juni 1841.) 
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(Nr. 2168.) Statut der Berlin⸗Frankfurter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft mit der Allerhöchſten Be⸗ 
ſtätigungs⸗ Urkunde vom 15. Mai 1841. und der darin allegirten Aller⸗ 
höchſten Kabinetsorder vom 28. März 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem bereits durch die Order vom 28. März 1840. die landesherr⸗ 
liche Zuſtimmung zur Anlage einer Eiſenbahn von Berlin nach Frankfurt a. d. O. 
ertheilt worden iſt, wollen Wir die Geſellſchaft, welche nach der anliegenden ge⸗ 
richtlichen Urkunde vom 26. Juni v. J. zur Erbauung und Benutzung dieſer 
Eiſenbahn unter dem Namen: „Berlin⸗Frankfurter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ zu⸗ 
ſammengetreten iſt, unter Bewilligung der Rechte einer Korporation, hiermit be⸗ 
ſtaͤtigen und das in jener Urkunde enthaltene Statut hierdurch genehmigen, je⸗ 
doch mit der Maßgabe: daß zu dem in den (. 15. und 55. gedachten Reſerve⸗ 
Fonds jaͤhrlich hoͤchſtens ein Prozent des Aktienkapitals zu nehmen iſt, und der 
Geſammtbetrag deſſelben zehn Prozent dieſes Kapitals nicht uͤberſchreiten darf. 

Die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll in Verbindun 
mit der vorerwaͤhnten Order vom 28. Maͤrz v. J. nebſt dem Statute dur 
die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 


Gegeben zu Berlin, den 18. Mai 1841. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


Statut 


et 
für die 


Berlin⸗Frankfurter Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft. 


M. Allerhoͤchſter Genehmigung iſt eine Aktien⸗Geſellſchaft zu dem Zwecke zu- 
ſammengetreten, 85 
ür gemeinſchaftliche Rechnung der Aktionairs eine Eiſenbahn zur Ver⸗ 
bindung Berlins mit Frankfurt a. O. zu erbauen, zu unterhalten und 
er Transporte von Perſonen, Waaren und anderen Gegenſtaͤnden zu 
benutzen. a i 
Die Beſtimmungen über die Verfaſſung der Geſellſchaft und die Art der Aus⸗ 
fuͤhrung des von ihr beabſichtigten Unternehmens werden durch das nachſtehende 
St 


a tut 
vertragsmaͤßig feſtgeſetzt. 


J. Bildung, Geſchaͤftsumfang und Fonds der Geſellſchaft. 


RE. 


Die Gefellfhaft wird unter der Benennung: 
Berlin Frankfurter Eiſenbahn-Geſellſchaft 
von Aktionairs gebildet. 25 
Berlin iſt ihr n und der Sitz ihrer Verwaltung, und das Kb: 
nigliche Stadtgericht zu Berlin ihr Gerichtsſtand. 
§. 2. N li 

Der eben ausgeſprochene Zweck beſtimmt im Allgemeinen den Geſchaͤfts⸗ 
umfang der Geſellſchaft. 5 

Die Bahn ſoll von Berlin, vorbei bei Köpenick und über Fuͤrſtenwalde 
nach Frankfurt hin erbaut werden und im Weſentlichen die Richtung inne hal⸗ 
ten, welche vom Staat bereits genehmigt iſt. Sie ſoll zur Benutzung von 
Transporten mit eiſernen Schienen belegt, und in der vom Komité vorgeſchla⸗ 
genen Art konſtruirt werden. Weſentliche Abaͤnderungen der Richtungslinie 
und der Konſtruktion der Bahn, ſo wie die Einrichtung von Zweigbahnen oder 
ſonſtigen Kommunikationswegen, bleiben ſpaͤteren Beſchluͤſſen, unter Genehmi⸗ 
gung des Staates, vorbehalten. Fenz 

Zum Bau der Bahn gehoͤrt die Einrichtung der zu ihrer kuͤnftigen Be⸗ 
nutzung erforderlichen Gebaͤude und Anlagen. ö 


F. 3. 
Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwa⸗ 
gen oder andere Befoͤrderungsmittel für eigene Rechnung übernehmen, auch 


wenn fie es ihrem Intereſſe gemäß findet, oder durch höhere Beſtimmung dazu 
(Nr. 2168.) 14” ver⸗ 
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veranlaßt werden ſollte, Anderen die Mitbenutzung der Bahn zu Perſonen⸗ und 
Waaren⸗ Transporten, gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes, geftat- 
ten. Sie behaͤlt ſich vor, mit den Unternehmern anderer, mit ihrer eigenen 
Bahn in direkte Verbindung zu ſetzender Eiſenbahnen uͤber die gemeinſchaftliche 
Benutzung der beiderſeitigen Bahnen, oder einer derſelben, oder uͤber ihre an⸗ 
derweitige Betheiligung bei ſolchen Unternehmungen, unter Genehmigung des 
Staats, Vertraͤge zu ſchließen. 
$. 4. 


Zur Ausführung des in $. 2. beſchriebenen Baues und zur Anſchaffung 
der erſten Transportmittel wird ein Kapital von 
2,200,000 Rthlr. Preuß. Kour. 
für erforderlich und ausreichend erachtet. 
Daſſelbe wird durch ſukzeſſive Einzahlungen des Nominal-Betrages von 
22,000 Stück Actien à 100 Rthlr. zuſammengebracht, zu denen die Mitglieder 
der Geſellſchaft nach den unten folgenden Beſtimmungen verpflichtet ſind. 


II. Rechte und Pflichten der Aktionairs. 
$. 5. 


Die Aktien werden auf jeden Inhaber lautend ſtempelfrei ausgefertigt. 
Eine Aktie darf nicht eher ausgegeben werden, als bis der volle Betrag für 
diefelbe zur Geſellſchafts-Kaſſe berichtigt ift. f 


9. 6. 


Der Betrag der Aktien wird in Theilzahlungen von fuͤnf bis zehn Pro⸗ 
zent erhoben, und bei der erſten Rate das bereits gezahlte halbe Prozent ange⸗ 
rechnet. Die Zahlungszeit beſtimmt die Direktion mit Zuſtimmung des Ver⸗ 
waltungs⸗Rathes entweder durch die Zeitungen ($. 68.) oder durch ſpezielle 
Aufforderung an die Aktionairs. Die desfallſige Bekanntmachung muß ſpaͤte⸗ 
ſtens 4 Wochen vor dem jedesmaligen letzten Zahlungstage ergehen. 

$. 7. N 50 

Ueber die ſolchergeſtalt zu leiſtenden Theilzahlungen werden von der Di⸗ 
rektion nach der Zahl der Aktien Quittungsbogen ausgefertigt, die auf den Na⸗ 
men der einzelnen Geſellſchafts-Mitglieder lauten und mit den kuͤnftigen Aktien⸗ 
Nummern verſehen find. Die Ausfertigung erfolgt auf den Namen der Geſell⸗ 
ſchafts-Mitglieder, auf deren zu dem Geſellſchafts⸗Kapital gezeichneten Antheil 
die, nach der Vereinbarung des gegenwärtigen Status erſte Einſchußzahlung 
geſchieht. Dieſelben haben alle Rechte und Pflichten erſter a e und 
nehmen Theil an den Rechten und Pflichten der Geſellſchaft nach Maßgabe 
dieſes Statuts. N 

8. 


Die auf den Namen ausgefertigten Quittungsbogen koͤnnen zwar zedirt 
werden, deſſenungeachtet bleibt aber derjenige, auf deſſen Namen der Quittungs⸗ 


bogen 


— 97 —.— 
bogen lautet, als urſpruͤnglicher Aktionair fuͤr die Einzahlung des vollen Betra⸗ 
ges der entſprechenden Aktien verhaftet und kann ſich davon durch keine Zeſſion 
befreien. Der Geſellſchaft iſt es jedoch vorbehalten, in der Folge, wenn 40 
Prozent eingezahlt find, die Freilaſſung der urſpruͤnglichen Aktionairs von der 
ferneren Verhaftung zu 170 85 (elr. F. 39. Nr. 5.). a 
Bis dieſer Beſchluß gefaßt ift, werden alle Einzahlungen als fuͤr Rech⸗ 
nung des, in dem Quittungsbogen benannten Aktionairs geleiſtet, angeſehen, 
und die Geſellſchaft iſt von etwanigen Zeſſionen deſſelben Kenntniß zu nehmen 
nicht verbunden. i 
$. 9. 


Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens an dem 
letzten Zahlungstage ($. 6.), fo verfällt er für jeden Quittungsbogen, bei wel⸗ 
zem der Verzug eintritt, in eine Konventionalſtrafe von fünf Thalern, welche 
die Geſellſchaft, außer der ruͤckſtäͤndigen Rate und den geſetzlichen Verzugszin⸗ 
fen, gerichtlich von ihm einzuziehen befugt if. Es ſteht ihr aber auch frei, den 
Aktionair ohne prozeſſualiſches Verfahren ſeines Rechts aus dem Quittungsbogen 
fuͤr verluſtig zu erklaren, letztern von ihm zuruͤckzufordern und nach erfolgter 
Ablieferung zu kaſſiren. a 
Geht derſelbe binnen 8 Tagen nach oͤffentlich erlaſſener Aufforderung 
Celr. F. 68.) nicht ein, fo wird er für annullirt erflärt, und daß dies geſche⸗ 
hen, unter Angabe der Nummer oͤffentlich bekannt gemacht. An die Stelle des 
kaſſirten oder annullirten Quittungsbogens wird alsdann ein anderer unter einer 
neuen Aktien⸗Nummer ausgefertigt und durch einen vereidigten Maͤkler für 
Rechnung des geſtrichenen Aktionairs verkauft. 

Aus der Loͤſung wird die ruͤckſtaͤndige Rate nebſt Zinſen und die Kon⸗ 
ventionalſtrafe, ſo weit es moͤglich, berichtigt; der Aktionair bleibt aber fuͤr den 
etwanigen Ausfall, ſo wie fuͤr die ferneren Einzahlungen bis zu dem Zeitpunkte, 
wo die Verpflichtung der urſpruͤnglichen Aktionairs authoͤrt ($- S.) der Geſell— 
ſchaft, perſoͤnlich verhaftet. agegen verliert er jedes Anrecht auf den etwani— 
gen Überſchuß. N 


6. 10. 


Kann ein Aktionair bei Einzahlungen, wegen welcher er der urſpruͤngli⸗ 
chen Verpflichtung noch nicht entlaſſen iſt, den Quittungsbogen nicht vorlegen, 
ſo empfängt er über die geleiſteten Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche 
auf den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Ruͤckgabe die Quit⸗ 
tungen auf den ſpaͤter vorgelegten Bogen vermerkt werden. 


$. 11. 


Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionairs aus der perſön⸗ 
lichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft (h. S) iſt nur der Vorzeiger eines, die 
früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen ausgeftellten oder 
ihm gehörig zedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthümer legitimirt. Die 
fernern Einſchuͤſſe auf einen ſolchen Bogen werden daher nur bei Produktion 
(Nr. 2108.) deſſel⸗ 


— 
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deſſelben angenommen. Wird ein ſolcher Einſchuß nicht ſpaͤteſtens bis zum 
letzten Zahlungstage (F. 6.) geleiſtet, fo verfallen die für den Quittungsbogen, 
bei welchem der Verzug eintritt, fruͤher gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft, 
der Bogen ſelbſt und die fuͤr denſelben etwa ertheilten Interimsbeſcheinigungen 
werden fuͤr seen erklaͤrt, und die hierdurch wegfallende Aktien⸗ Nummer 
wird oͤffentlich (F. 68.) bekannt gemacht. An der Stelle des annullirten Quit⸗ 
tungsbogens wird ein anderer, welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten, als 
der fruͤhere begruͤndet, unter einer neuen Aktien⸗Nummer ausgefertigt und zum 
Beſten der Geſellſchaft, gegen Einzahlung der bereits eingeſchriebenen Prozente, 
an einen neuen Aktionair ausgegeben. 


$. 12. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominal- Betrages eines Quit- 
tungsbogens wird dem darin benannten Aktionair oder demjenigen, welcher ſich 
durch eine vollſtaͤndige Zeſſion als deſſen rechtmaͤßiger Beſitzer ausweiſet, gegen 
Ruͤckgabe deſſelben die mit der naͤmlichen Nummer verſehene Aktie ausgehaͤndigt. 


b. 13. 


Die Richtigkeit der Zeſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 5 


$. 14. 

Ein nicht annullirter Quittungsbogen, hinſichtlich deſſen der urſpruͤngliche 
Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen iſt (F. S.), muß, wenn er 
als verloren angezeigt wird, oͤffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor 
er durch einen anderen erſetzt, oder die Aktie fuͤr ihn ausgereicht wird. 

In gleicher Art muß eine verloren gegangene Aktie ſelbſt mortiftzirt 
— 1 — bevor eine andere unter einer neuen Nummer dafür ausgefertigt wer: 
den kann. 


§. 15. 


Die Aktionairs erhalten von dem Aktien⸗Kapital fuͤnf Prozent jeprlie 
Zinfen und Dividenden, d. h. verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an dem, nach Abzug 
aller Ausgaben, der Zinſen und eines Betrages für den Reſerve⸗Fonds, ver⸗ 
bleibenden Gewinns der Geſellſchaft. 


$. 16. 


Die Zinſen auf die Einſchuͤſſe bis zur völligen Berichtigung des ganzen 
Betrages der Aktien werden, von den auf den Quittungsbogen zu verzeichnen⸗ 
den Tagen der Einzahlung ab, durch Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren 
Theilzahlungen berichtigt, und es enthalten daher die über die letzteren auf den 
Quittungsbogen zu vermerkenden. albern Euch ee den Beweis der er⸗ 


folgten Berichtigung der von den fruͤheren Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufe⸗ 
nen Zinſen. a 


Durch 
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Durch Zeſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinfen 
der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit bekecngen, nn 1 ie 


K. 17. 


Vom Verfalltage der letzten Einzahlung ab werden die Zinſen halbjähr- 
lich und en im Auguſt und Februar für das jedesmal letztvergangene Kalen⸗ 
derhalbjahr (beziehungsweiſe das erſte Mal fuͤr die darnach zu berechnende Ka⸗ 
lenderzeit) bei der Geſellſchafts⸗Kaſſe auf beſondere Zins⸗Koupons, die zu jeder 
Aktie für eine angemeſſene Reihe von Jahren ausgegeben und der Zahl nach 
auf den Aktien vermerkt werden, erhoben. 


5 $. 18. 

Dagegen erfolgt die Zahlung der Dividenden alljaͤhrlich fuͤr das letzt⸗ 
verfloſſene Kalenderjahr auf ausgereichte, der Zahl nach auf den Aktien ver⸗ 
merkte, beſondere Dividenden⸗ Scheine, nach vorgaͤngiger Öffentlicher Auf— 
forderung. | 

$. 19. 

Zinſen und Dividenden, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von 
dem darin bezeichneten Zahlungstage ab, nicht geſchehen iſt, oder zu deren Er⸗ 
hebung ſich Niemand gemeldet hat, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


5. 20. 


Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl ſeiner Aktien Antheil an 
dem Fe Sean, dem Gehn und Berl en Geſellſchaft; er haf⸗ 


ſchuͤſſen und Aktien bereits erhobenen Zinſen und Dividenden. INT 


J. 21. 
Verbleibt von dem Aktien⸗Kapital nach Erreichung des in den F. 2 


— 


und 3. ausgeſprochenen Zweckes ein Ueberſchuß, ſo wird derſelbe den Inhabern 
der Aktien verhäftnißmäfig zurückgezahlt. Inhabern 


F. 22. 


Die Vermehrung des Aktien⸗Kapitals durch Ausgabe von Aktien uͤber 
das im F. 4. beſtimmte Maximum von 2,200,000 Thlr. desgleichen die Kon⸗ 
ns von Darlehnen über dieſen Vetrag hinaus, ift nur in Folge eines 
nach $. 34. dieſes Statuts zu faſſenden Beſchluſſes der Aktionairs zuläffig. 
Joe Aktien⸗Vermehrung und Darlehns- Aufnahme bedarf der ausdrücklichen 

enehmigung des Staats. a 


(Nr. 2168.) III. Ver⸗ 


III. Verfaſſung der N Verwaltung ihrer Angelegen⸗ 
heiten. 


$ 28. 

Die Geſellſchaft handelt entweder unmittelbar in General: Berfammluns 
gen oder mittelbar durch einen Verwaltungs-Rath, durch die Direktion oder 
durch Beamte. 

Verwaltungsrath und Direktion werden von den Aktionairs in einer 
General⸗Verſammlung gewaͤhlt und haben ihrerſeits, nach Maßgabe des 
Statuts, die Wahl und Ernennung der Beamten, ingleichen die des Rechts⸗ 
konſulenten und der Baumeiſter. 


A. Generalverſammlung. 


9. 24. 


General⸗Verſammlungen der Aktionairs werden von dem Verwaltungs⸗ 
Rathe einberufen und in Berlin gehalten. Regelmaͤßig finden fie alljährlich im 
dritten oder vierten Monat des Jahres ſtatt, außerordentlich nur dann, wenn 
der Verwaltungsrath ſie fuͤr noͤthig hält, oder wenn die Direktion ihre Einbe— 
rufung beantragt. 

$. 25. 

Die Einladung 5 den Generalverſammlungen geſchieht durch die Zei⸗ 
tungen (F. 68.) vier Wochen vor dem zu beſtimmenden Tage und zwar zu 
den ordentlichen, infofern darin keine des Beſchluſſes durch relative Stimmen⸗ 
mehrheit beduͤrfende Gegenſtaͤnde zur Berathung gebracht werden ſollen, ohne 
Angabe der darin zu verhandelnden Geſchaͤfte, zu den außerordentlichen mit 
kurzer Andeutung derſelben. 

Sollen in ordentlicher Verſammlung des Beſchluſſes durch relative 
Stimmenmehrheit beduͤrfende Gegenſtaͤnde berathen werden, ſo muͤſſen ſie bei 
der Einberufung einzeln angezeigt ſeyn. 


F. 26. 
Die Thaͤtigkeit der Generalverſammlungen umfaßt: 


A. Die Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsraths, der Mitglieder 
der Direktion und der Stellvertreter der letzteren. f 
B. Die Beſchluß nahme 4 

1) über Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft durch Anlage von Zweig⸗ 
und Verbindungs-Bahnen; a 

2) über Vermehrung des Geſellſchafts-Kapitals durch Ausgabe von Aktien 
oder Kontrahirungen von Darlehnen; 

3) uͤber Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen des Statuts; 

4) über ſolche Rechnungs⸗Erinnerungen des Verwaltungsraths, in Betreff 
welcher derſelbe ſich mit der Rechnung legenden Direktion nicht einigen 
kann, vorbehaltlich der weiteren ſchiedsrichterlichen Berufung; 

a 5) uͤber 


a 


5) über die vom Verwaltungsrathe vorläufig ausgeſprochene Suspenſion 
ſeiner eigenen Mitglieder oder der Mitglieder der Direktion; 
6) uͤber alle Angelegenheiten oder Intereſſen der Geſellſchaft, die ihr vom 
erwaltungsrathe, von der Direktion oder von einzelnen Aktionairs zur 
Entſcheidung vorgelegt werden; 
7) über Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 
8) über Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
Zur Ausführung der Beſchluͤſſe über die zu B. 1. 2. 3. 8. benannten 
Gegenftände iſt die Genehmigung des Staats erforderlich. 


$. 27. 


Die Stimmfaͤhigkeit der Aktiongirs wird durch den eigenthuͤmlichen 
Beſitz von mindeſtens zehn Aktien bedingt und fteigt demnaͤchſt um je eine 
timme fuͤr jede fernere zehn Aktien, bis zu zehn Stimmen ein chließlich. Ein 
timmrecht von mehr als zehn Stimmen iſt kein Eigenthuͤmer von Aktien 
auszuuͤben befugt. a 
Die nicht ſtimmberechtigten Aktionairs koͤnnen dennoch der Generalver— 
ſammlung beiwohnen, auch derſelben Antraͤge vorlegen. 
$. 28. | 
Der Generalverſammlung beizuwohnen und darin die Rechte der Aktio⸗ 
nairs auszuuͤben ſind nur diejenigen berechtigt, welche ſpaͤteſtens 8 Tage vor 
er Verſammlung die eigenthuͤmlich beſeſſenen Aktien, oder vor deren Ausferti— 
gung die auf ihren Namen lautenden oder ihnen gehörig zedirten Quittungs— 
bogen in dem Buͤreau der Geſellſchaft oder ſonſt auf eine der Direktion genü- 
gende Weiſe niedergelegt und dadurch die Zahl der Stimmen, zu welchen ſie 
berechtigt ſind, nachgewieſen haben. Hieruͤber empfangen ſie eine Beſcheinigung, 
welche zugleich als Einlaßkarte in die Verſammlung dient. Dieſe in der letz⸗ 
tern vorzulegenden Beſcheinigungen liefern den Nachweis der Zahl der in der— 
elben anweſend geweſenen Aktionairs und der ihnen zugeſtandenen Stimmen. 
m naͤchſten Tage nach dem Schluſſe der Generalverſammlung koͤnnen die de⸗ 
ponirten Quittungsbogen oder Aktien, gegen Ruͤckgabe der daruͤber ertheilten 
Beſcheinigung, wieder in Empfang genommen werden. 


F. 29. 
Stimmberechtigte Aktionairs koͤnnen ſich nur durch andere mit beglaub⸗ 
ter Vollmacht verſehene Aktionairs vertreten laſſen. — Die Vollmachten 


muͤſſen jedoch gleichzeitig mit den Aktien ſelbſt (F. 28.) im Buͤreau der Gefell- 
ſchaft niedergelegt werden. 5 

Frauen ſind von dem ae Erſcheinen ausgeſchloſſen. Nichter⸗ 
ſcheinende Aktionairs find den Beſchluͤſſen der Anweſenden unterworfen. 


$. 30. 
Der Vorſitzende des Verwaltungsraths oder deſſen Stellvertreter führt 


den Vorſitz in der Verſammlung. Ueber die Verhandlungen in derſelben wird 
Jahrgang 1841. (Nr. 2168.) 8 15 ein 
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ein gerichtliches Protokoll aufgenommen und von dem Vorſitzenden, den anwe⸗ 
ſenden Direktoren und von Ki nicht zu den Beamten der Geſellſchaft gehoͤ⸗ 
renden Aktionairs unterſchrieben. Das Protokoll, welchem ein von dem Vor⸗ 
ſitzenden anzufertigendes und von den anweſenden Direktoren zu beglaubigendes 
Verzeichniß der erſchienenen Aktionairs und deren Stimmen beizufuͤgen iſt, hat 
fuͤr die Mitglieder der Geſellſchaft ſowohl untereinander, als in Beziehung auf 
ihre Vertreter, volle Beweiskraft. 5 
9. 31. 
In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen erſtattet der Vorſitzende 
1) den Bericht uͤber die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres unter Vorlegung 
des Direktorial⸗Berichts und des Rechnungs⸗Wſchluſes, die auch den 
einzelnen Aktionairs mitgetheilt ſeyn muͤſſen; veranlaßt alsdann 
2) die erforderlichen Wahlen und bringt 977 
3) die uͤbrigen Gegenſtaͤnde in der ihm noͤthig ſcheinenden Reihefolge zur 
Berathung. 


F. 32. 


In jeder Generalverſammlung kann auch die Direktion einen ihr noͤthig 
ſcheinenden Vortrag durch eines ihrer Mitglieder halten laſſen. Verwaltungs⸗ 
rath und Direktion muͤſſen ſich ihre Vortraͤge mindeſtens fünf Tage vor der 
Verſammlung gegenſeitig mittheilen. 


$. 33. 


Auch jedem Aktionair ſteht es frei, beſondere Antraͤge zur Beſchlußnahme 
der Generalverſammlung vorzulegen; fie muͤſſen jedoch dem Vorſitzenden ſpaͤte⸗ 
ſtens 14 Tage vor der Generalverſammlung ſchriftlich mitgetheilt werden, wi⸗ 
drigenfalls ihm frei ſteht, die Beſchlußnahme daruͤber bis zur naͤchſten General⸗ 
verſammlung zu vertagen. 

n einem ſolchen Falle kann jedoch die Verſammlung beſchließen, ohne 
weitere Zuſammenberufung, jedoch fruͤheſtens nach 8 Tagen, wieder zuſammen⸗ 
zutreten, um den Antrag zu berathen und zur Beſchlußnahme zu bringen. Der 
Zutritt zu dieſer neuen Verſammlung iſt allen denjenigen Aktionairs geſtattet, 
welche ſich zu der früheren Generalverſammlung ſelbſt als ſtimmberechtigt legiti⸗ 
mirt haben (F. 28.) oder bis zum letzten Tage vor der neuen Verſammlung 
als ſolche ausweiſen. 


F. 34. 


Die Beſchluͤſſe werden in der Regel durch die abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit der anweſenden Aktionairs gefaßt. Das bei der Abſtimmung zu beobach⸗ 
tende Verfahren beftimmt der Vorſitzende, mit der alleinigen Beſchraͤnkung, 
daß bei den der Generalverſammlung obliegenden Wahlen oder im Falle des 
$. 26. B. 5. ſtets geheime Abſtimmung eintreten muß. Bei Stimmengleichheit 
giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag, jedoch mit Ausnahme der 
Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsraths, bei denen das Loos ed. 

Bei 


— ee 
ae Wahlen muͤſſen auch die Direktions⸗Mitglieder ſich ihrer Stimmen 


G Zur Beſchlußnahme über die im §. 26. sub B. 2. 3. 7. 8. erwaͤhnten 
7 egenftände iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Anweſenden 
forderlich, jedoch nur dann ausreichend, wenn bei der Abſtimmung drei Viertel 
er Stimmen ſaͤmmtlicher Aktien vertreten geweſen ſind. Iſt dies nicht der 
3 ſo wird eine neue Generalverſammlung nach ſechs Wochen zuſammen⸗ 
erufen, in welcher alsdann uͤber den betreffenden Gegenſtand durch abſolute 
timmenmehrheit der anweſenden Aktionairs definitiv entſchieden wird. 


B. Der Verwaltungsrath. 
$. 35. 


fie Der Verwaltungsrath beſteht aus Eilf Aktionairen, die jeder wenig⸗ 

5 10 Aktien eigenthuͤmlich beſitzen und fie für die Dauer ihres Amtes bei 

55 Geſellſchafts⸗Kaſſe niederlegen muͤſſen. Von dieſen eilf Mitgliedern muͤſſen 
indeſtens acht in Berlin wohnen. | 


$. 36. 


Aujährlih, beim erſten Male jedoch erſt zu der nächſten Generalverſamm⸗ 
ung nach Eröffnung der Bahn, ſcheiden vier Mitglieder aus. Das Ausſchei⸗ 
Di geſchieht nach dem Amtsalter; bei gleichem Amtsalter entſcheidet das Loos. 
d ie Ausſcheidenden find ſofort wieder wählbar. Der Austritt der Ausſchei⸗ 
Wahl ar der Eintritt der neu gewaͤhlten Mitglieder findet 14 Tage nach der 


$. 37. 
Zu Mitgliedern des Verwaltungsraths koͤnnen nicht gewählt werden: 


a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſe 
1920 99 „esc aten mit der Geſellſchaft in irgend 2 — Wee be⸗ 

eiligt find; 

b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder mit ihren Gläubigern 
akkordirt haben, fo lange fie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen; 

e) Direktionsmitglieder oder Stellvertreter. 


Wenn eines der vorſtehenden Hinderniſſe zu a. und b. erſt nach erfolgter 
eintritt, ſo iſt der betreffende Aktionair verbunden, ſofort 18 e 
Il den Weigerungsfall durch einen ohne ſeine Auiehung gefaßten Beſchluß 
le . Derwaltungsraths bis zur naͤchſten Generalverſammlung ſuspendirt und von 
erer F NEBEN, EN 

Mitglieder des Verwaltungsraths, die ſich bei Geſchaͤften, welche vor⸗ 
lem ihte Wahl hindern wuͤrden, ohne vorher freiwillig Aae, bethei- 
der Geſe lagen außer der Amtsentſetzung in eine Konventionalſtrafe zu Gunſten 
Gr a Bat von 000 Thlr. | 

15" - Die 


Die Strafe wird zunaͤchſt aus den niedergelegten Aktien, fo weit fie 
reichen, entnommen und es ſteht gegen dieſelbe der Einwand nicht zu, daß ſie 
das doppelte Intereſſe der Geſellſchaft uͤberſteige. 


F. 38. 


Jedes Mitglied kann ſein Amt nach einer vier Wochen vorher einzurei⸗ 
chenden ſchriftlichen Anzeige niederlegen. 

Der Erſatz von Mitgliedern, die vor dem Ablauf eines Verwaltungs⸗ 
jahrs ausſcheiden, erfolgt aus denjenigen Perſonen, die bei der letztvergangenen 
Wahl die meiſten Stimmen nach den wirklich eingetretenen Mitgliedern gehabt 
haben, und zwar in der Reihefolge nach der Mehrheit der Stimmen. 


F. 39. 


Der Verwaltungsrath iſt in allen Angelegenheiten, welche nicht nach 
g 0 26. der Generalverſammlung ausdruͤcklich vorbehalten oder der Direktion 

elbſtſtaͤndig uͤberlaſſen ſind, der unabhaͤngige Vertreter der innern Rechte der 
Geſellſchaft. Insbeſondere gehoͤrt zu ſeinen Rechten und Pflichten 

1) aan zur Einforderung von Einſchuͤſſen auf das Aktien⸗ 
apital; 

2) Feſtſtellung des Bauplans nach den ihm von der Direktion vorzulegen⸗ 
den vollſtaͤndigen en und Anſchlaͤgen und die Genehmigung 
weſentlicher Abweichungen von demſelben; 5 

3) Feſtſtellung ſaͤmmtlicher Etats; | 

A) die zu zahlende jährliche Dividende zu beſtimmen und zur Kenntniß der 
Aktionairs zu bringen; ö 

5) die Generalverſammlungen zuſammen zu berufen und zu beſchließen, daß 
die urſpruͤnglichen Aktionaire, nach Einzahlung von 40 Prozent auf die 
Aktien, aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit entlaſſen werden ſollen; 

6) Ae ce Fonds zur Beſorgung feiner Buͤreaugeſchaͤfte zu ber 
willigen; 

7) die Genehmigung der Perſon aller anzuſtellenden Beamten, inſofern die⸗ 
ſelben 400 Thlr. oder mehr als feſtes Gehalt jaͤhrlich beziehen, auch die 
Genehmigung der von der Direktion für die Anfertigung und Ausfuͤh— 
rung des Bauplans zu waͤhlenden Baumeiſter; 

S) die Begutachtung der nach F. 26. sub B. 1. 2. 3. 7. 8. der Beſchluß⸗ 
nahme der Generalverſammlung unterliegenden Gegenſtaͤnde Behufs 
Vortrages in derſelben; 8 

9) die Abnahme der Bau- und Betriebsrechnungen von der Direktion und 
die Ertheilung der Decharge an die letztere; 

10) die Mitwirkung und resp. Genehmigung 
a) zur Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes, zur Uebernahme des Trans⸗ 

ports auf anderen Eiſenbahnen und zur Einraͤumung der Mitbenutzung 
der eigenen Bahn; 
b) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahn⸗ und Transportgelder; 
c) zur Bildung und Verwendung des Reſervefonds; 
d) zum 


A . 


d) zum Abſchluß von Verträgen über die & 25. und 38. des Geſetzes 
vom 3. November 1838. vorgeſehenen ntſchaͤdigungen, bei den er⸗ 
fteren, inſofern der einzelne Fall 50 Thlr. uͤberſteigt 

e) zur Abweichung von dem Wege des öffentlichen Aufgebots, bei Liefe⸗ 
rungen von Material, oder bei Ausführung von Bau- und Hand⸗ 
werksarbeiten (Reparaturen ausgenommen), inſofern es ſich um einen 
Betrag von mehr als 200 Thlr. fuͤr den einzelnen Fall handelt; 

zur Bewilligung von Remunerationen und Gratifikationen, innerhalb 
der dafuͤr in dem Etat ausgeſetzten Geldſummen, wenn ſie fuͤr eine 
einzelne Perſon im Lauf des Jahres den Betrag von 100 Thlr. uͤber⸗ 


eigen; 
11) die Kontrollirung der Direktion in ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung und das Be⸗ 
gutachten, Beſchließen und Entſcheiden uͤber alle von derſelben ihr vor⸗ 
gelegten Gegenſtaͤnde. g 
Der Verwaltungsrath iſt außerdem noch berechtigt 5 
a) auf den Antrag der Direktion wirkliche oder ſtellvertretende Mitglieder 
derfelben bis zur Entſcheidung der naͤchſten Generalverſammlung zu 
ſuspendiren; b 
b) außerordentliche Kaſſenreviſionen zu veranlaſſen. 


F. 40. 


Der Verwaltungsrath kann jederzeit Auskunft über einzelne Verwaltungs- 

Gegenſtaͤnde von der Direktion fordern und deren Korreſpondenz, Bücher und 
echnungen durch aus ſeiner Mitte zu ernennende Kommiſſarien einſehen. 
§. 41 

Werden die gegen die Bau⸗ und Betriebsrechnungen von ihm gemad)- 
ten Erinnerungen a feiner Meinung durch Die ein A en 
noch nicht erledigt, ſo werden fie zur Entſcheidung der Generalverſammlung, 
und wenn ſich die Direktion oder das betheiligte Mitglied derſelben hierbei nicht 
beruhigt, zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung verwieſen. Sind aber Erinnerun- 
en nicht gemacht oder haben ſie ihre Erledigung gefunden, ſo werden dieſe 
ec nebft Belaͤgen auch 85 fer Einſicht eines jeden Aktionairs 6Wo⸗ 
chen lang im Buͤreau der Geſellſchaft ausgelegt. Wenn alsdann innerhalb 
14 Tagen nach der Auslegung keine Einwendungen von Seiten der Aktionaire 
bei der Direktion oder bei dem Verwaltungsrathe eingehen, ſo iſt dieſer zur 
Ertheilung der Decharge an die Direktion ermächtigt. Gehen aber Einwendun⸗ 
gen ein, ſo müfen fie, gleich. urfprünglichen Erinnerungen des Verwaltungsraths, 
e ic eneralverſammlung und noͤthigenfalls noch ſchiedsrichterlich er- 

werden. 


6. 42. 


18 Unter ſich bildet der Verwaltungsrat ein Kollegium unter dem Vorſitz 
von den Mitgliedern aus ihrer Mitte nach Stimmenmehrheit, und bei 


Stimmengleicpeit durchs Loos zu waͤhlenden Dirigenten, der in Behinderungs⸗ 
3 | oder 


re Me 


oder Abweſenheitsfaͤllen befugt ift, fih ein anderes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
raths zu ſubſtituiren. 


$. 43. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig alle 4 Wochen und 
außerdem fo oft, als der Vorſitzende es für noͤthig haͤlt, ihn zuſammen zu be⸗ 
rufen. Letzteres muß jedesmal geſchehen, wenn 3 Mitglieder es verlangen oder 
die Direktion darauf antraͤgt. ö 

§. 44. 

Der Vorſitzende beſtimmt die regelmaͤßigen Verſammlungen der Mitglie⸗ 
der, oder ladet die letzteren zu außerordentlichen Sitzungen unter kurzer Andeu⸗ 
tung der zu berathenden Gegenſtaͤnde ſchriftlich ein. Dem Verwaltungsrath 
ſteht frei, in einzelnen Faͤllen die Direktion zu ſeinen Berathungen zuzuziehen, 
er iſt aber auch gehalten, auf Einladung der Direktion ſich zu geen ſchaſtlichen 
Berathungen mit derſelben zu vereinigen. 


6. 45. 


Alle an den Verwaltungsrath eingehende Schreiben werden von dem 
Vorſitzenden geoͤffnet. Er vertheilt dieſelben zum Vortrage in der naͤchſten 
Verſammlung, iſt aber auch in ſchleunigen Faͤllen einſtweilen ſelbſt das nach 
ſeiner Meinung Erforderliche anzuordnen berechtigt, in dieſem Falle aber binnen 
As Stunden eine Verſammlung zu konvoziren verbunden. Bis zu dem etwa 
abändernden Beſchluſſe der letzteren muß feine Verfuͤgung unbedingt befolgt 
werden. 

In den Verſammlungen felbft leitet er die Berathungen. Zur Abfaf- 
fung eines Beſchluſſes wird die Anweſenheit von wenigſtens ſechs Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorſitzenden erfordert. Die Beſchlußnahme erfolgt durch 
eee der Anweſenden; bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der 

orſitzende. N 

Bei Beſchlußnahme uͤber Suspenſion der Direktions⸗ und Verwaltungs⸗ 
rathsmitglieder tritt geheime Abſtimmung ein. 

Die ausgebliebenen Mitglieder muͤſſen die ſolchergeſtalt abgefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe anerkennen. 


6. 46. 


Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsraths wird ein Protokoll 
geführt und von ſaͤmmtlichen Anweſenden unterſchrieben. 

Fuͤr die Aufbewahrung der Schriften des Verwaltungsraths im Ge⸗ 
ſchaͤftslokal hat der Vorſitzende zu ſorgen. 


9. 47. 


Die Mitglieder des Verwaltungsraths erhalten außer ihren baaren Aus- 
lagen und außer etwanigen Reiſediaͤten in Auftragsfällen, deren Feſtſetzung von 
dem Kollegio erfolgt, keine Remuneration. 

C. Die 


C. Die Direktion. 


§. 48. 5 
Die Direktion beſteht aus fünf in Berlin wohnenden Mitgliedern. 
Außer dieſen fuͤnf Mitgliedern koͤnnen zwei Mitglieder gewaͤhlt werden, die, 
das eine in Frankfurt und das andere in eee wohnen, und als be⸗ 
ſtaͤndige Kommiſſarien der Direktion an dieſen betreffenden Orten fungiren, bei 
ihrer Anweſenheit in Berlin auch berechtigt ſind, den Direktionsſitzungen, zu 
denen ſie uͤbrigens nicht ſpeziell eingeladen werden, mit vollem Stimmrechte 
beizuwohnen. Zur Vertretung der in Berlin wohnenden Mitglieder in Abwe⸗ 
ſenheit oder Behinderungsfaͤllen werden außerdem noch drei Stellvertreter ge⸗ 
waͤhlt, die in Berlin wohnen muͤſſen. f i 
Die wirklichen Direktionsmitglieder waͤhlen aus den in Berlin woh⸗ 
nenden einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. 
F. 49. f 
g Ein Mitglied der Direktion oder ein Beamter einer andern Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft kann nicht Direktor dieſer Geſellſchaft ſeyn. Wird er aber gewaͤhlt, 
e muß er ſich ſofort in derſelben Generalverſammlung erklären, ob er jenes 
Amt niederlegen kann und will, widrigenfalls ſeine Wahl unguͤltig iſt und eine 
neue Wahl erfolgen muß. IT 4 
Auch ſtehen die im F. 37. sub a. und b. aufgeführten Hinderniſſe bei 
einem Direktionsmitgliede oder Stellvertreter der Annahme und der Fortſetzung 
der Geſchaͤftsführung entgegen. Tritt ein ſolches Hinderniß 85 nach der Wahl 
en, fo ift das betreffende Mitglied verbunden, fein Amt ſofort niederzulegen. 
Im Weigerungsfall wird er durch einen ohne ſeine Zuziehung von der Direktion 
veranlaßten Beſchluß des Verwaltungsraths ſuspendirt und demnaͤchſt von der 
Generalverſammlung removirt; desgleichen findet auch gegen Mitglieder der 
Direktion die im K. 37. ausgeſprochene Konventionalſtrafe zu Gunſten der Ge: 
ſellſchaft in den dort bezeichneten Faͤllen und unter dem daſelbſt angegebenen 
Verzicht des Einwandes gegen die Hoͤhe ſtatt. N 
F. 50. 
Die Direktionsmitglieder und Stellvertreter find jederzeit verpflichtet, ihr 
Amt niederzulegen, wenn die Generalverſammlung es verlangt. Sie ſind aber 
auch berechtigt, nach einer 4 Wochen vorher dem Verwaltungsrath eingereichten 
ſchriftlichen Anzeige auszuſcheiden. In dieſen, ſo wie in ſonſtigen außergewoͤhn⸗ 
lichen Faͤllen, und wenn die Stellvertreter bereits als wirkliche Mitglieder der 
Direktion eingetreten ſind, hat der Verwaltungsrath Behufs neuer Wahlen 
eine Generalverſammlung ſchleunigſt zu veranlaſſen. 
§. 51. 
Antri Jedes wirkliche oder ſtellvertretende Mitglied der Direktion iſt beim 
hi ritt ſeines Amtes für die Dauer deſſelben 50 Aktien der ee welche 
on dem Verwaltungsrath außer Kours geſetzt werden, bei der Geſellſchaftskaſſe 
niederzulegen verpflichtet. 
Ir. 2168.) 


9. 52. 


$. 52. 

Die nach Vereinbarung dieſes Statuts zuerſt erwaͤhlten Mitglieder der 
Direktion bleiben bis zur naͤchſten Generalverſammlung nach Eroͤffnung der 
ganzen Bahnlinie in Funktion und ſcheiden dann aus, ſind aber wieder waͤhlbar. 
Nach dieſem Zeitpunkt ſcheiden regelmaͤßig ein wirkliches und ein ſtellvertretendes 
Mitglied vor abgehaltener ordentlicher Generalverſammlung aus und werden 
durch neue Wahl erſetzt. Dies Ausſcheiden erfolgt nach dem Amtsalter vnd 
bei gleichem Amtsalter nach dem Loos. Die Ausſcheidenden ſind ſogleich wieder 
waͤhlbar. Der Austritt der Ausſcheidenden und der Eintritt der neugewaͤhlten 
Mitglieder findet 14 Tage nach der Wahl ſtatt. 


F. 53. 

Die Direktion vertritt allein und vollſtaͤndig die Geſellſchaft nach Außen 
und leitet deren Angelegenheiten im Allgemeinen nach Maßgabe dieſes Statuts 
und der L Beſchluͤſſe der Generalverſammlung und des Verwal⸗ 
tungsraths. 

Ganz beſonders erhebt und verwendet ſie das Aktienkapital und die 
kuͤnftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, fo wie alle ſonſtige Einnahmen 
der Geſellſchaft, erwirbt die zur Erreichung des Geſellſchaftszwecks erforderlichen 
Grundſtuͤcke, legt dem Verwaltungsrath den nach vollſtaͤndigen Zeichnungen 
und Anſchlaͤgen angefertigten ſpeziellen Bauplan und die etwa ſpaͤter weſentlichen 
Abaͤnderungen deſſelben vor; bewirkt danach die vollſtaͤndige Erbauung der 
Bahn und die Auffuͤhrung der Gebaͤude, auch auf den Grund des Haupt⸗Etats 
fuͤr die urſpruͤngliche Einrichtung des Transportbetriebes die erforderlichen An⸗ 
ſchaffungen an Material Transportmitteln und Utenſilien; ſorgt unter Mitwir⸗ 
kung der Geſellſchaftsbeamten und unter Innehaltung der jaͤhrlichen Etats, 
fpäter für die Unterhaltung der Bahn und Transportmittel; leitet den Trans⸗ 
portbetrieb fuͤr die Geſellſchaftszwecke, ſtellt die Geſellſchaftsbeamten, mit Aus⸗ 
nahme des Rechtskonſulenten, nach Maßgabe der Etatsanzahl und in den 
erforderlichen Faͤllen unter Genehmigung Seiten des Verwaltungsraths an, 
nimmt auch die Baumeiſter fuͤr Anfertigung und Ausfuͤhrung des Bauplans 
unter Zuſtimmung des Verwaltungsraths an, ſchließt alle in den obigen Be⸗ 
ziehungen erforderlichen Kauf- und Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht-, Mieth⸗, Enga⸗ 

ements⸗, Anleihe und ſonſtigen Verträge Namens der Salsa und uͤbt 

überhaupt alle Befugniſſe, welche die Geſetze (A L. R. Thl. II. Tit. 8. 
$$. 501. 502.) einem unumſchraͤnkten Disponenten beilegen, jedoch ohne perfün- 
ſiche Verbindlichkeit gegen dritte Perſonen. Insbeſondere iſt ſie legitimirt, die 
Geſellſchaft bei allen gerichtlichen Verhandlungen zu vertreten, Eintragungen 
jeder Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, 
Wiederveraͤußerungen vorzunehmen, Vergleiche zu ſchließen und ſchiedsrichter⸗ 
licher Entſcheidung ſich zu unterwerfen. 6 

In allen dieſen Geſchaͤften bedarf ſie gegen dritte Perſonen keiner wei⸗ 
teren Legitimation als eines, auf den Grund der gerichtlichen Verhandlung uͤber 
die Generalverſammlung ausgeſtellten gerichtlichen Atteſtes uͤber die Perſonen 
ihrer jedesmaligen Mitglieder. 

Den 


Den Nachweis, daß fie innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Be⸗ 
fugniſſe handelt, iſt die Direktion gegen dritte Perſonen zu führen niemals ver⸗ 
bunden, und verpflichtet die Geſellſchaft unbedingt, und ohne daß es auf die ihr 
durch das Statut oder ſonſt geſtellte Beſchraͤnkungen ankommt. Zu allen 
ſchriftlichen Verpflichtungen iſt die Unterſchrift dreier Mitglieder, mit welcher 
auch jede Aktie verſehen wedren muß, erforderlich und ausreichend. 


§. 54. 


In Beziehung auf die Geſellſchaft 0 die Direktion verpflichtet, das 
Intereſſe derſelben moͤglichſt und nach ihrer beſten Einſicht wahrzunehmen und 
beſonders die Vorſchriften des Statuts, ſo wie die Beſchluͤſſe der Generalver⸗ 
ſammlung und des Verwaltungsraths zu befolgen und RUND, die letzteren 
auch in den ſtatutenmaͤßigen Faͤllen ſelbſt zu beantragen. Ihre Mitglieder ſind 
nur fuͤr grobe Verſehen verantwortlich. 


F. 55. 


pficht Zu den beſonderen Obliegenheiten der Direktion gehoͤrt die Ver⸗ 
ung: 5 ö 
1) Eine vollſtaͤndige Buch- und Rechnungsfuͤhrung über die Geſchaͤfte der 
Geſellſchaft einzurichten und zu beaufſichtigen, die Hauptkaſſe unter ihren 
ſpeziellen Mitverſchluß zu nehmen (elr. 0 62.), die Beamten zu beguf⸗ 
ſichtigen und eintretenden Falls zu entlaſſen, die erforderlichen Geſchaͤfts⸗ 
Inſtruktionen zu entwerfen und auf deren Befolgung zu wachen, die 
tats, fo wie den Tarif des Bahn- und Transportgeldes zu entwerfen, 
mit jedem e [RE eine Inventur des Geſellſchaftsvermoͤgens und 
den Abſchluß der Bücher zu veranlaffen, die Bilanz anzufertigen, die 
Höhe der Dividende und des zu dem Reſervefonds zu nehmenden Be⸗ 
trages vorzuſchlagen, die Rechnung abzulegen und zu juſtifiziren; 

2) alle 3 Monate einen allgemeinen Bericht uͤber die Lage der Geſchaͤfte, 
nach den 3 letzten Monaten im Jahre aber, einen umfaſſenden, zur 
Mittheilung an die Generalverſammlung geeigneten Bericht uͤber die 
Verwaltung des abgelaufenen Jahres und deren Reſultate dem Ver⸗ 
waltungsrathe einzureichen. 


§. 56. 


Die Geſchaͤfte der Direktion, welche einer beſonderen Berathung beduͤr⸗ 
fen, werden e verhandelt. Zu dieſem Zweck verſammeln ſich die Mit⸗ 
glieder regelmäßig wöchentlich zu einer ein für alle Mal zu beſtimmenden Zeit. 
Wer durch Krankheit, Abweſenheit oder ſonſt verhindert wird, der Konferenz 
beizuwohnen, muß dies moͤglichſt zeitig dem Vorſitzenden anzeigen, welcher, 
kommt, einen oder mehrere Stellvertreter einladet. N a 

Auch ohne Einladung ſind indeſſen die ſtellvertretenden Mitglieder (die 
zu dem Behuf von angeſetzten außerordentlichen Konferenzen benachrichtigt wer⸗ 
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den muͤſſen) berechtigt, den jedesmaligen Direktionsſitzungen beizuwohnen, üben 
aber, inſofern ſie nicht ein wirkliches Mitglied vertreten, kein Stimmrecht. 


$. 57. 


In den Konferenzen leitet der Vorſitzende oder deſſen Subſtitut die 
Berathung. Außer ihm muͤſſen wenigſtens noch ein Mitglied und ein Stell⸗ 
vertreter anweſend ſeyn, um einen guͤltigen Beſchluß faſſen zu koͤnnen. Bei 
Meinungsverſchiedenheiten der Anweſenden entſcheidet die Mehrheit der Stim⸗ 
men und bei Stimmengleichheit der Vorſitzende. f 


F. 58. 


Der Vorſitzende vertheilt die Geſchaͤfte unter die einzelnen Mitglieder. 
Er erledigt die an die Direktion eingehenden Sachen, inſofern ſie nach Ri 
pflichtmaͤßigen Ermeſſen zweifellos find und keines kollegialiſchen Beſchluſſes be⸗ 
dürfen, ohne Weiteres allein, erſtattet jedoch in der naͤchſten Konferenz darüber 
Bericht. In dringenden Faͤllen, deren Berathung nicht bis zur naͤchſten woͤ⸗ 
chentlichen Verſammlung aufgeſchoben werden kann, beruft er die Mitglieder 
außerordentlich zuſammen, oder erfordert, wenn auch dies nicht ausfuͤhrbar iſt, 
die ſchriftlichen Außerungen wenigſtens zweier Mitglieder. 


F. 59. 

Alle ſchriftlichen Ausfertigungen, mit alleiniger Ausnahme der Berichte 
und Schreiben an Behoͤrden, der Kontrakte, Beſtallungen und Kaſſendispoſi⸗ 
tionen, welche ſtets in der im $. 53. vorgeſchriebenen Art ume werden 
müffen,. vollzieht der Vorſitzende allein, oder in r Wee en ſein Sub⸗ 
ſtitut, nebſt einem Mitgliede der Direktion. Hält er Beſchluͤſſe der Direktion 
nicht fuͤr zweckmaͤßig, ſo iſt er befugt, ſie auf ſeine Verantwortlichkeit zu ſus⸗ 
pendiren, er muß aber einen ſolchen Fall unverzuͤglich dem Verwaltungsrathe 
zur Entſcheidung vorlegen. 

60. 


Die wirklichen und ſtellvertretenden Direktionsmitglieder beziehen, außer 
ihren baaren Auslagen und ieee in Auftrags faͤllen, deren 
Feſtſetzung von dem Kollegio geſchieht, keine Remuneration. 


D. Beamte der Geſellſchaft. 


$. 61. 

Saͤmmtliche Beamte der Geſellſchaft, mit Ausſchluß des Rechtskonſulen⸗ 
ten, werden von der Direktion gewaͤhlt und, inſofern ſie der Genehmigung des 
Verwaltungsraths unterliegen, demſelben zu dieſem Behuf ſchriftlich präſentirt. 
Verwirft der Verwaltungsrath die praͤſentirten Kandidaten nicht ſpaͤteſtens ins 
nerhalb 14 Tagen nach der Praͤſentation ſchriftlich, ſo iſt die Direktion zu deren 
Anſtellung berechtigt. 75 

Die Beſtimmung der Remuneration innerhalb der Etatsgraͤnzen, des⸗ 
gleichen die Geſchaͤfts⸗Inſtruktionen ſind lediglich Sache der Direlt on. In 

der⸗ 
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derſelben Art wird auch rückſichtlich der Baumeiſter für die Anfertigung und 
Ausfuͤhrung des Bauplans verfahren. 


$. 62. 


Von den Beſtaͤnden und Einnahmen der Geſellſchaft wird eine Haupt⸗ 
Kaſſe gebildet, welche gehoͤrig verwahrt und mit 3 ned Schloͤſſern ver: 
fehen wird, zu denen 2 von dem Vorſitzenden zu beſtimmende Mitglieder und 
der Kaſſirer jeder einen Schluͤſſel fuͤhren. Die Nebenkaſſe zur Beſtreitung der 
laufenden Ausgaben wird von dem Kaſſirer allein gefuͤhrt. Dem Vorſitzenden 
der Direktion liegt ob, beide Kaſſen wenigſtens einmal in jedem Monat an einem 
ihm beliebigen Tage mit Zuziehung eines bei der Kaſſenfuͤhrung nicht betheilig⸗ 
ten Direktionsmitgliedes zu revidiren. 

Dem Verwaltungsrath ſteht es frei, außerordentliche Kaſſenreviſionen 
durch zwei ſeiner Mitglieder zu veranlaſſen, welche alsdann zu dieſem Zweck mit 
dem Vorſitzenden der Direktion zuſammentreten muͤſſen, ſich aber, wenn der 
Letztere und fein Stellvertreter verhindert ſeyn ſollten, dem Geſchaͤft allein un- 
terziehen konnen. 


§. 63. 


Kein Beamter der Geſellſchaft kann über die Dauer der Fal 
Fnaus oder mit Zuſicherung einer lebenslaͤnglichen Penſion für den Fall feiner 
ntlaſſung engagirt werden. 


F. 64. 


Einzelne Remunerationen und Gratififationen, welche für eine einzelne 
Fer im Laufe des Jahres den Betrag von 100 Athlr. Kourant nicht über: 
Ken, iu d . e e 8 0 de 
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gefeste Summe nicht überfpreiten. zu dergleichen Zwecken 


E; Rechtskonſulent der Geſellſchaft. 
F. 65. 


Der Rechtskonſulent der Geſellſchaft wird von den Mitgliedern des Ver⸗ 
waltungsraths und der Direktion gemeinſchaftlich in gemiſchter Konferenz aus 
der Zahl der in Berlin zur juriſtiſchen Praxis Befaͤhigten gewaͤhlt. Zur Voll⸗ 
N ung der Wahl, die nach Stimmenmehrheit geſchieht, ift die Anweſenheit der 
befchlußfähigen Anzahl Mitglieder von der Direktion und von dem Verwal⸗ 
Kungscath erforderlich. Den Vorſitz führt der Vorſitzende des Verwaltungs⸗ 

aths, der auch bei Stimmengleichheit den Ausſchlag giebt. 
dne, Der Nechtskonfflent it berechtigt und verpflichtet, den General Derſamm⸗ 
lab ge der Aktionars, den Konferenzen der Direktion und auf beſondere Ein⸗ 
8 ung auch den Sitzungen des Verwaltungsraths beizuwohnen, und hat die 
eſellſchaft in allen ſie betreffenden Rechtsangelegenheiten, ſowohl in ſtreitigen 
Cr. 2168.) 16° Faͤllen, 
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Faͤllen, als bei Abſchließung von Kontrakten, mit feinem rechtsverſtaͤndigen Rathe 
zu unterſtuͤtzen, beziehungsweiſe auch ſie als Rechtsanwalt zu vertreten. 


Seine Remuneration und die ſonſtigen Bedingungen werden durch das 
mit ihm zu treffende Abkommen beſtimmt. 


IV. Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 
$. 66. 


Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch den Inhalt 
der ihr zu ertheilenden Allerhoͤchſten Konzeſſion und durch die in dem Geſetze 
über Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen allgemei⸗ 
nen geſetzlichen Beſtimmungen geregelt. 


V. Allgemeine Beſtimmungen. 


ö $. 67. 

Die Bekanntmachungen werden durch Einruͤcken in drei Berliner und 
zwei auswaͤrtigen Zeitungen, deren Wahl dem Verwaltungsrathe und beziehungs⸗ 
weiſe der Direktion überlaffen bleibt, veröffentlicht, und kein Aktionair kann ſich, 
wenn dies geſchehen iſt, mit dem Einwande ſchuͤtzen, daß ihm ſolche nicht bekannt 
geworden ſind. a „ | 

§. 68. 


Streitigkeiten in den Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſowohl ee 
den Aktionairs unter einander, als mit den Vertretern und Beamten der Ge⸗ 
ſellſchaft, ſollen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen jeder 
Theil einen erwaͤhlt, und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Obmann er⸗ 
nennen. Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechts⸗ 
mittel zuläffig. Für das Verfahren der Schiedsrichter find die Beſtimmungen 
der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Thl. I. Tit. 2. $. 164. seq. maaßgebend. 

Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notarius 
oder gerichtlich inſinuirte N des Gegners die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters laͤnger als 4 Wochen, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere 
beide Schiedsrichter ernennt. 

Koͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht uͤber die Wahl des Obmanns ver⸗ 
einigen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen, und entſcheidet zwiſchen beiden 
das Loos. Zoͤgert aber ein Schiedsrichter mit der Ernennung des Obmanns 
laͤnger als 4 Wochen auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſinuirte 
Aufforderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theils allein. Dieſe 
ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den Parteien abzu- 
ſchließenden Kompromiſſes. 


$. 69. 


Die Aufloͤſung der 0 kann nur in einer ausdruͤcklich zu dieſem 
in der Einladung auszuſprechenden Zwecke zuſammenberufenen General Dersau 
f lung 
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lung der Aktionairs in der im $. 34. beſtimmten Art been werden. Iſt 
dies geſchehen, fo wird das geſammte Eigenthum der Geſellſchaft in der gleich- 
falls von der General⸗Verſammlung zu beſchließenden Art veraͤußert und der 
275 nach Berichtigung der Schulden auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmaͤßig 
vertheilt. 

Zur Ausmittelung etwaniger unbekannter Gläubiger der Geſellſchaft und 
eventuell zu deren Praͤkluſionen ſoll — die Genehmigung des Staats voraus⸗ 
geſetzt — das in der allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 51. F. 160. seq. 
vorgeſchriebene Verfahren mit der eben daſelbſt ausgeſprochenen Wirkung 
eintreten. 


Berlin, den 26. Juni 1840. | 
(Folgen die Unterſchriften.) 


Au den Antrag des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. ertheile Ich hier⸗ 
durch die Ame u zur Bildung einer Aktien-Geſellſchaft, Behufs der Aus⸗ 
führung einer Eiſenbahn von Berlin nach Frankfurt an der Oder mit einem 
Grundkapitale von 2,200,000 Rthlr. Zugleich genehmige Ich, daß dieſe Eiſen⸗ 
ahn, nach erfolgter Beſtaͤtigung des einzureichenden Geſellſchafts⸗Statuts, in 
der vorgeſchlagenen Richtung bei Köpenick vorbei über Fuͤrſtenwalde und Ro⸗ 
ſengarten nach Frankfurt an der Oder ausgefuͤhrt werde, indem Ich ferner be⸗ 
ſtimme, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber 
die N auf das oben gedachte Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
Die Beilagen des Berichts erhaͤlt das Staatsminiſterium anliegend zuruͤck. 


Berlin, den 28. Maͤrz 1840. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


Nr. 2168-2109.) (Nr. 2169.) 
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(Nr. 2169.) Allerhöchſtvollzogenes Privilegium vom 17. Mai 1841. zur Ausgabe von vier⸗ 
prozentigen auf den Inhaber lautenden Obligationen im Geſammtbetrage 
von 100,000 Rthlr. für die Stadt Thorn. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten von Thorn darauf 
angetragen haben, ihnen zur voͤlligen Regulirung des Kaͤmmerei⸗Schuldenweſens 
die Aufnahme eines Darlehns von Einhundert Tauſend Thalern Kourant, ge⸗ 
gen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskoupons verſehener 


Obligationen, 
zu Einhundert Thalern, 
zu Funfzig Thalern, und 
zu Fuͤnf und zwanzig Thalern, 


Unſere Landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im 
Intereſſe der Stadtgemeine ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern 
gefunden hat, fo ertheilen Wir in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. 
Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung 
an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere Landes⸗ 
Ber Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehen⸗ 
den dingungen: a 
1) Die Obligationen werden mit 4 Prozent jährlich verzinſet und die Zins 
ſen in halbjaͤhrigen Terminen gezahlt. Zur allmaͤhligen Tilgung der 
Schuld werden jaͤhrlich zwei Prozent von dem Kapitalbetrage der emit⸗ 
tirten Obligation nebſt den Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwen⸗ 
det. Außerdem iſt die Stadtgemeine verpflichtet, alle eingehende Abloͤ⸗ 
ſungskapitalien von Renten und Kanon laͤndlicher Kaͤmmereibeſitzungen 
ebenfalls zur Tilgung zu verwenden, auch bleibt derſelben vorbehalten, 
den Tilgungsfonds mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Marienwer⸗ 
der noch anderweit zu verſtaͤrken und dadurch die Abtragung der Schuld 
zu beſchleunigen. 5 re 
Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen 
die Stadtgemeine zu. 


2) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til⸗ 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von dem Magi⸗ 
ſtrat und den Stadtverordneten eine beſondere Schuldentilgungs-Kom⸗ 
miſſion gewaͤhlt, welche fuͤr die Befolgung der Beſtimmungen des gegen⸗ 
waͤrtigen Privilegiums verantwortlich und fuͤr die treue Befolgung der 
Vorſchriften von Unſerer Regierung in Marienwerder in Eid und Pflicht 
zu nehmen iſt. Dieſelbe ſoll aus fünf Mitgliedern beſtehen, von denen 

zwei 


zwei aus dem Magiſtrate und die drei andern aus den Stadtverordne⸗ 
ten zu erwaͤhlen ſind. 
3) Die Obligationen werden in — tape Nummern, und zwar: 
Litt. A. über 100 Thaler von Nr. 1. bis 730. 
„B. uͤber 50 Thaler von Nr. 1. 400. 
LC. über 25 Thaler von Nr. 1. 200. 
nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem Magiſtrat und den Mit⸗ 
gliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet, und von dem 
Rendanten der Kaͤmmereikaſſe und von dem, mit der Kontrolle beauf⸗ 
tragten Stadtſekretair und Kalkulator kontraſignirt. Denſelben iſt ein 
Abdruck dieſes Privtlegiums beizufuͤgen. 


4) Den Obligationen werden für die nächſten 5 Jahre 10 Zinskoupons, 
jeder reſp zu 2 Thaler, 1 Thaler und 15 Sgr. in den darin beſtimm⸗ 
ten halbjährigen Terminen zahlbar, nach dem anliegenden Schema beige⸗ 
geben. Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode 
werden nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung neue Zinskoupons 
durch die Kaͤmmereikaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
und daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Koupons werden von dem Rendanten der Kaͤmmereikaſſe und 
dem, mit der Kontrole beauftragten Stadtſekretair und Kalkulator un⸗ 
terſchrieben. 

5) Vom Verfalltage ab, wird gegen — — — Zinskoupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Kaͤmmereikaſſe gezahlt. Auch 
werden die fälligen Zinskoupons bei allen Zahlungen an die Kaͤmmerei⸗ 
Kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Rente, des Kanons und der Kom⸗ 


munalſteuern, in Zahlung angenommen. 

6) Die Zinskoupons werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
5 Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr 
ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtadtiſchen Behörden zu 
milden Stiftungen verwandt werden. 


7) Die Nummern der nach der Beftimmung unter 1. zu tilgenden Obliga⸗ 
tionen werden jahrlich durch das Loos beſtimmt, und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 

8) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Magiſtrats durch die 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion, in einem, 14 Tage vorher zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt 
geſtattet iſt. — Über die Verlooſung wird ein, von dem Magiſtrat und 
den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufge⸗ 
nommen. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kaͤmmereikaſſe an den 


Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 
Nr. 2169.) Mit 
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Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungs⸗ 
Termine fälligen Zinskoupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird 
der Betrag der fehlenden Zinskoupons von dem Kapitale gekürzt und 
zur Einloͤſung dieſer Koupons verwendet. g 


10) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt wer⸗ 
den, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe als zinsfreies De⸗ 
poſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge 
dürfen nur auf eine, von der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte 
Anweiſung des Magiſtrats zu beſtimmungsmaͤßiger Verwendung an den 
Rendanten der Kaͤmmereikaſſe verabfolgt werden. — Die deponirten 
Kapitalbeträge find den Inhabern jener Obligationen laͤngſtens in S Ta⸗ 
gen nach Vorzeigung der Obligation bei der Kaͤmmereikaſſe durch dieſe 
auszuzahlen. 


11) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der, nach der Beſtimmung unter 7. jaͤhrlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. erden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht bin⸗ 
nen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermin zur Einloͤſung vorgezeigt, 
auch nicht der Beſtimmung unter 14. gemäß als verloren oder vernich⸗ 
tet, zum —— der Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer Friſt 
angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt an⸗ 

eſehen werden, und die dafür deponirten Kapitalbeträge der ſtädtiſchen 
erwaltung zur Verwendung fuͤr milde Stiftungen anheimfallen. 


12) Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeine 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und den ſaͤmmtlichen Einkuͤnften der 
Kaͤmmerei, und kann, wenn die Zinſen, oder die ausgelooſeten Obliga⸗ 
tionen nicht zur rechten Zeit gezahlt werden, auf Zahlung derſelben von 
den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


13) Die unter 4., 7., S. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfol⸗ 
gen durch die Thorner Wochen- und Kreisblaͤtter, durch das Amtsblatt 
der Regierung zu Marienwerder und durch die Staatszeitung. 


14) In Anſehung der verlornen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Koupons finden die auf die Staats⸗Schuldſcheine und deren Zinskou⸗ 
pons Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorner oder vernichteter 
Staatspapiere, $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen 

nwendung: 


a) Die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schulden⸗ 
Tilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejeni⸗ 
gen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhr⸗ 
ten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen vr Ders 

ugun⸗ 


— 1 — 


fügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Re— 
gierung zu Marienwerder ſtatt. 

b) Das in dem $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Ober— 
Landesgerichte zu Marienwerder; 8 

c) Die in den §§. 6., 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. 13. angeführten Blätter geſchehen. 

d) An die Stelle der im F. 7. erwaͤhnten 6 Zinszahlungstermine ſollen 
acht und an die Stelle des im F. 8. erwaͤhnten achten Zinszah— 
lungs⸗Termins ſoll der zehnte treten. 


Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige Landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerm Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laffen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrlei⸗ 
King von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤ— 
judiziren. 


Berlin, den 17. Mai 1841. 
(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 
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Thorner Stadt- und Kämmerei- Obligation 


5 
8 


Litt. (A.) A 


(B. 
(C.) 


über (Hundert) Thaler Courant 


(Funfzig) 
(Fünf und Zwanzig) 


Die Endes-Unterzeichneten, durch das Allerhöchſte Privilegium vom 
hiezu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der Inhaber 
dieſer Obligation die Summe von 5 
(Hundert) Thaler Cour. 
(Funfzig) 
| (Funf und Zwanzig) 
deren Empfang fie befcheinigen, an die Stadt-Gemeinde Thorn zu fordern hat. 
Die auf Vier Procent jährlich feſtgeſetzten Zinfen find am fen 
jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten 
halbjährigen Zins -Coupons gezahlt. 
Das Kapital wird durch Amortiſation berichtigt werden, weshalb eine Kündigung 
Seitens des Gläubigers nicht zuläſſig iſt. 
Die näheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privilegium enthalten. 
Thorn, am.... ten 


Der Magiſtrat Die ſtädtiſche Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion 
N. N. N. N. N. N. 


N. N. N. N. N. N. 


Hierzu ſind die Coupons 
Eingetragen Kontrolbuch Fol. n 


Der Stadtſekretair und Kalkulator 8 Der Kämmerei-Rendant 


Ser. (J.) 2 Thlr. Dieſer Coupon wird nach 
(1 Thlr.) Erſter Coupon zur Thorner Stadt: den Allerböchſten Privi⸗ 
(15 Sgr.) und Kämmerei⸗ Obligation 


3 ungültig und werthlos, 
Coup. No. 1. Litt. A. No. wenn deſſen Geldbetrag 
(Litt. B.) nicht bis zum 
(Litt. C.) erhoben ill. 
über Hundert Thaler Cour. 
(Funfzig) 
(Fünf und Zwanzig) 


g 5 Iſten — * are 
Inhaber dieſes empfängt am 18 | an halbjährigen Zin⸗ 


ſen der oben benannten Thorner Stadt- und Kämmerei⸗ Obligation aus der Thorner 
Kämmerei⸗Kaſſe 


(Zwei Thaler) Cour. 
(Einen Thaler) 
(Funfzehn Silbergroſchen) 


Der Magiſtrat Die ſtädtiſche Schulden⸗Tilgungs⸗Commiſſion 
N. N. N. N. N. N. N. N. N. N. N. N 
(Die Namen der Magiſtrats⸗ und Commiſſions⸗ Mitglieder werden gedruckt.) 
Eingetragen Fol der Kontrole. 


Der Stadtſekretair und Kalkulator Der Kämmerei-Rendant 


(Nr. 2109 - 2170.) (Nr. 2170.) 


—  — 


(Nr. 2170.) Aderhöchſter Kabinetsbefehl vom 30. Mai 1841. über die Rechtsbeſtändigkeit 
der von Stadt- und Landgemeinen im Herzogthum Weſtphalen bis zum 
Schluſſe des Jahres 1839. durch die Vertreter derſelben abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfte. 


N 
6 


u. die Zweifel zu beſeitigen, welche nach Ihrem Bericht vom 26. v. M. 
über die Rechtsbeſtaͤndigkeit der von Stadt- und Landgemeinen im Herzogthum 
Weſtphalen durch die Vertreter derſelben abgeſchloſſenen Rechtsgeſchaͤfte entſtan⸗ 
den ſind, beſtimme Ich hierdurch: daß diejenigen Rechtsgeſchaͤfte, welche ſeit der 
Bekanntmachung der Großherzoglich Heſſiſchen Verordnung wegen Organiſa⸗ 
tion der Ortsvorſtaͤnde in den Staͤdten und Freiheiten vom 1. Juni 1811. 
und der Kommunal-Rechnungs-Inſtruktion vom 29. Februar 1812. bis zum 
Schluſſe des Jahres 1839. Namens der Stadt- und Landgemeinen des Her⸗ 
zogthums Weſtiphalen geſchloſſen worden find, fernerhin von keinem der Ber 
theiligten bloß aus dem Grunde als unguͤltig angefochten werden ſollen, weil 
dabei die Vorſchriften der Kur-Koͤlniſchen Verordnung vom 28. Mai 1794. 
wegen Aufnahme von Gemeindevollmachten unberuͤckſichtigt geblieben oder weil 
darüber ein foͤrmlicher Gemeindebeſchluß unter Zuziehung aller oder der Mehr: 
heit der Mitglieder nicht Mu Stande gekommen ſey. Es ſoll vielmehr zur Auf⸗ 
rechthaltung ſolcher Geſchaͤfte genuͤgen, wenn dabei die ſonſtigen in der genann⸗ 
ten Verordnung vom 1. Juni 1811., der Kommunal⸗Rechnungs⸗Inſtruktion 
vom 29. Februar 1812. und der Inſtruktion fuͤr die 2 vom 18. Juni 
1808 vorgeſchriebenen Erforderniſſe beobachtet worden. — Sie haben dieſe Be⸗ 
ſtimmung durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Mai 1841. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Rochow. 


